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MESSERATTACKE IN ZÜRICH

«Der Antisemit 
ist immer  
der andere» 
In Zürich wurde am Samstagabend ein Mann aus  
judenfeindlichen Motiven lebensbedrohlich verletzt.  
Antisemitismusforscherin Christina Späti zur  
historischen Tragweite der Attacke, zum gesellschaftlichen 
Kontext – und zur verhaltenen Reaktion vieler Linker.
INTERVIEW: RAPHAEL ALBISSER

WOZ: Frau Späti, wann fühlten sich Jüd:in-
nen in der Schweiz zuletzt so unsicher wie 
heute?

Christina Späti: Das Sicherheitsempfin-
den ist unter den 18 000 Jüd:in nen in der 
Schweiz natürlich sehr individuell. Grund-
sätzlich lässt sich aber durchaus sagen, dass 
die Unsicherheit schon lange nicht mehr so 
gross war wie jetzt. Judenfeindliche Schmie-
rereien und verbale Anfeindungen gab es 
hierzulande bereits seit den fünfziger Jah-
ren wieder, aber die Situation hat sich zu-
letzt nochmals spürbar verschlechtert. Für 
ein vergleichbares, explizit antisemitisches 
Gewaltverbrechen müssen wir bis 1942 zu-
rückgehen, als in Payerne der Viehhändler 
Arthur Bloch ermordet wurde, weil er Jude 
war. Die Tragweite der Messerattacke vom 
Samstag in Zürich ist enorm  – vor allem 
auch wegen des gesellschaftlichen Klimas, 
in dem sie verübt wurde.

Wie meinen Sie das?
Dieser Fall lässt sich nicht isoliert von 

gegenwärtigen Tendenzen betrachten. In 
den letzten Jahren, und insbesondere seit 
den Terrorattacken der Hamas vom 7.  Ok-
tober und dem darauffolgenden Angriff der 
israelischen Streitkräfte auf Gaza, verzeich-
nen jüdische Organisationen in der Schweiz 
einen deutlichen Anstieg antisemitischer 
Vorfälle: verbale Anfeindungen – im öffentli-
chen Raum, online oder in Form von Spraye-
reien – sowie physische Tätlichkeiten. Leider 
war damit zu rechnen, dass gewaltsame 
Angriffe, wie sie etwa in Frankreich schon 
länger zu beobachten sind, eines Tages auch 
hierzulande verübt werden. Es ist die Kom-
bination aus antisemitischen Tendenzen in 
der breiten Gesellschaft und einem geziel-
ten Hassverbrechen, die diesen Moment so 
beängstigend macht. Dazu trägt auch bei, 
wenn an propalästinensischen Demos teil-
weise wenig reflektiert antisemitische Paro-
len zirkulieren.

Besteht in der historischen Analyse eine 
Korrelation zwischen antisemitischen Vor-
fällen hierzulande und der Situation im Na-
hen Osten? Gibt es mehr Angriffe, wenn sich 
der Konflikt in einer kriegerischen Phase 
befindet?

Es korreliert tatsächlich. Einerseits lässt 
sich dies ganz einfach darauf zurückführen, 
dass Jüd:in nen in der Schweiz im Alltag viel 
stärker wahrgenommen werden, sobald Is-
rael, Palästina und der Nahostkonflikt me-
dial Thema sind. Dann äussern sich tenden-
ziell auch Leute, die sonst gar keine starke 
Meinung dazu haben.

Andererseits verstehen manche die 
Kriegssituation als vermeintliche Erlaubnis, 
tief gehegte antisemitische Ressentiments 
nach aussen zu kehren. Das heisst: Weil Is-
rael jetzt Gaza bombardiert, fühlen sie sich 
ermutigt, Jüd:in nen in der Schweiz unver-
hohlen zu diskriminieren.

Antisemitismus ist immer da, hat aber mehr 
oder weniger Konjunktur?

Ja, das kann man so sagen. Alle wissen, 
dass Antisemitismus nach 1945 zu einem 
Tabu geworden ist. Dass also nicht immer 
und in jedem Kontext alles gesagt werden 
darf. In manchen Momenten kommt in der 
Mehrheitsgesellschaft dann aber das Gefühl 
auf, dass gewisse Dinge über Jüd:in nen nun 
eben doch gesagt werden dürfen – dann bre-
chen altbekannte Vorurteile hervor, und es 
zirkulieren antisemitische Verschwörungs-
theorien.

In Ihrer Forschung unterscheiden Sie ver-
schiedene Ausprägungen des Antisemitis-
mus: «traditionellen» und «israelbezoge-
nen» Antisemitismus sowie einen relativie-
renden Umgang mit dem Holocaust. Lässt 
sich das sauber trennen?

Nein, so einfach ist es nicht. Die traditio-
nellen antisemitischen Stereotype  – also 
etwa die Darstellung des Juden als reich, 
mächtig und hinterhältig  – stammen aus 
den Jahrhunderten vor dem Holocaust, und 
sie waren für das Welt- und Selbstbild euro-
päischer Gesellschaften wesentlich. Nach 
1945, also nach dem Nationalsozialismus 
und der Shoah, wurde der Antisemitismus 
zwar tabuisiert – verschwand aber nicht. Er 
geistert weiterhin herum, und wenn er her-
vortritt, dann oft in Form derselben tradi-
tionellen Stereotypisierungen.

Manche Ereignisse wirken als Auslö-
ser. Und dann vermischen sich die Formen. 
Wenn zum Beispiel aus Mitgefühl mit den 
Pa läs ti nen ser:in nen, die derzeit den Hor-
ror der israelischen Bombardements erle-
ben, Ressentiments gegen Jüd:in nen in der 
Schweiz geäussert werden, dann offenbart 
sich ein israelbezogener Antisemitismus  – 
der aber oft in Form traditioneller Stereo-

typisierungen daherkommt. Oder wenn die 
Situation der Menschen in Gaza mit dem 
Warschauer Ghetto verglichen wird, dann 
spielt auch Holocaustrelativierung hinein.

Angesichts des Angriffs vom Samstag: Man-
cherorts wird suggeriert, dass es eine weite-
re spezielle Form des Antisemitismus gebe – 
nämlich eine muslimische. Halten Sie das 
für zulässig?

Die Zuschreibung ergibt schon deshalb 
keinen Sinn, weil die Mus lim:in nen auf der 
Welt eine sehr grosse, überhaupt nicht ho-
mogene Gruppe sind. Ich sage nicht, dass es 
keine Muslime gibt, die antisemitisch den-
ken und handeln, auch in der Schweiz. Man-
che begründen ihre Haltung sogar mit ihrer 
Religion. Aber dieser Antisemitismus hat 
keine völlig eigenen Charakteristiken. Viel-
mehr könnte man sagen, dass er auf Versatz-
stücken eines traditionellen europäischen 
Antisemitismus aufbaut.

Es liesse sich argumentieren, dass manche 
Ressentiments derzeit einem aufrichtig 
empfundenen Mitgefühl mit den Menschen 
in Gaza entspringen. Offenbar nahmen die 
Übergriffe aber bereits unmittelbar nach 
dem Terrorakt der Hamas vom 7. Oktober 
zu, noch vor dem flächendeckenden Ver-
geltungskrieg der israelischen Streitkräfte. 
Was sagt dies aus?

Es zeugt von dem, was ich bereits gesagt 
habe: Sobald der Nahostkonflikt Thema ist, 
nehmen die Vorfälle zu. In diesem Fall also 
noch bevor Israel irgendetwas unternom-
men hat. Nicht, dass wir uns falsch verste-
hen: Ich verurteile das Vorgehen des israeli-
schen Militärs. Geht es allerdings um die Si-
tuation der Jüd:in nen in Europa, kann Israel 
letztlich machen, was es will – sobald es hier 
Thema wird, tritt der Antisemitismus hervor.

Seit Samstag hat es sehr viele Reaktionen 
auf die Messerattacke gegeben. Es scheint, 
dass Antisemitismus als ernstes Problem 
anerkannt wird?

Das stimmt, aber jetzt muss mehr kom-
men: Die Antisemitismusbekämpfung sollte 
endlich überall als öffentliche Aufgabe an-
erkannt werden. Es ist doch speziell, dass 
die jüdischen Gemeinden antisemitische 
Vorfälle selbst registrieren und auswerten 
müssen. Wäre es nicht Aufgabe von Bund 
oder Kantonen, Melde- und Anlaufstellen 
einzurichten? Entsprechende Vorstösse hat 
es zuletzt gegeben, aber wie ernst es den Ak-

«Sobald der Nahostkonflikt Thema ist, nehmen die Vorfälle zu»: Mahnwache in Zürich  
nach dem Mordversuch an einem Juden.    FOTO: ALAIN P ICARD, S IG

Hassverbrechen in Zürich
Unweit des Zürcher Bahnhofs Selnau wurde 

am Samstagabend ein fünfzigjähriger or-
thodoxer Jude auf offener Strasse durch 
einen Messerangriff lebensgefährlich ver-
letzt. Der fünfzehnjährige Täter konnte 
umgehend gefasst werden, das Opfer ist 
mittlerweile ausser Lebensgefahr. Schon 
am Sonntag war klar, dass der Angriff 
explizit antisemitisch motiviert war. Der 
Täter hatte seinen Angriff mit Verweis 
auf einen Aufruf der Terrororganisation 
Islamischer Staat online angekündigt.

Der Schweizerische Israelitische Gemeinde-
bund (SIG) sprach von einer «neuen er-
schreckenden Eskalationsstufe», die Stif-
tung gegen Rassismus und Antisemitis-
mus (GRA) von einer «Zäsur». Am Sonn-
tagabend gab es in Zürich eine Mahnwa-
che mit Hunderten Teilnehmer:innen. Die 
Vereinigung der Islamischen Organisatio-
nen Zürich verurteilte die Attacke unter 
dem Titel «Nicht in unserem Namen!».

 

Antisemitismusforscherin
Die Historikerin Christina Späti  (53) ist Pro-

fessorin für Zeitgeschichte an der Uni-
versität Fribourg. Zu ihren Forschungs-
schwerpunkten gehören Antisemitismus, 
Antizionismus und Orientalismus in der 
Schweiz sowie der Holocaust und seine 
Nachgeschichte. In ihrer Dissertation hat 
Späti das Verhältnis der schweizerischen 
Linken zum Nahostkonflikt untersucht.
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REKLAME

MILLIONEN FÜR DAS GRENZREGIME

Und die illegalen Pushbacks? 
Die Schweiz soll sich finanziell an der Aufrüstung der EU-Aussengrenze beteiligen. Während die  
etablierten linken Parteien passiv bleiben, will die Bewegungslinke Widerstand leisten. 

VON LORENZ NAEGELI

Es war eine eindeutige Entscheidung, die der 
Ständerat letzte Woche fällte: Mit nur einer 
Gegenstimme und vier Enthaltungen folgte er 
dem Nationalrat und ebnete den Weg für die 
Freigabe von 300  Millionen Franken an den 
BMVI-Fonds. Die Abkürzung steht für «Bor-
der Management and Visa Policy Instrument» 
und ist die kaum bekannte Geldkammer der 
europäischen Migrationspolitik: Der insge-
samt sechs Milliarden Euro schwere Fonds 
 finanziert nationale Grenzschutzbehörden, 
den Ausbau von Migrationsdatenbanken und 
den Ausbau der Grenzschutzagentur Frontex. 
Finanziert wird der BMVI-Fonds von sämtli-
chen EU-Staaten sowie den Schengen-assozi-
ierten Ländern – darunter die Schweiz.

Von Hunden gejagt
Ein Blick auf das Vorgängerprojekt «ISF-Gren-
ze» gibt eine Vorstellung davon, was mit den 
Steuergeldern finanziert wird. Trotz gut do-
kumentierter Menschenrechtsverletzungen 
durch Grenzschutzbehörden in Malta und 
Griechenland  – illegale Pushbacks, gewalt-
tätige Angriffe auf Mi grant:in nen  – wurden 
diese von «IFS-Grenze» reich beschenkt: Mal-
ta erhielt über 12 Millionen und Griechenland 
gar 42  Millionen Euro für den Ausbau des 
Grenzschutzes. Kroatien bekam 2018 Geld, um 
Hunde und Fahrzeuge für seine Grenzschutz-
einheiten zu beschaffen. 2020 schilderten Mi-
grant:in nen gegenüber der NGO Border Vio-
lence Monitoring Network, wie sie kurz nach 
Grenzübertritt in Kroatien von Hunden gejagt 
und attackiert und anschliessend von kroati-
schen Be amt:in nen misshandelt worden seien.

Die einzige Partei, die das Geschäft im 
Nationalrat ablehnte, war die SVP. Jedoch 

nicht wegen etwaiger Bedenken, dass die 
Grundrechte von Mi grant:in nen verletzt wer-
den könnten. Sie forderte vielmehr, die Mittel 
besser für den nationalen Grenzschutz einzu-
setzen. Die Presse stelle der SP sagt gegenüber 
der WOZ, dass sie für die Schlussabstimmung 
von nächster Woche noch keine Parole gefasst 
habe. Es sei keine einfache Entscheidung, weil 
die SVP mit ihrer Position «flächendeckende 
Grenzkontrollen in der Schweiz provozieren» 
wolle. Im Dezember klang das noch anders: Die 
SP stehe hinter dem Grundgedanken des Fonds, 
sagte Nationalrätin Priska Seiler Graf damals.

Anders die Grünen: Sie enthielten sich 
grossmehrheitlich. «Es hätte die Möglich-
keit gegeben, gemeinsam ein Zeichen für die 
 Menschenrechte zu setzen», findet die grü-
ne Nationalrätin Marionna Schlatter, zum 
Beispiel durch eine gemeinsame Enthaltung 
von SP und Grünen im Nationalrat. Zu gross 
sei die Wahrscheinlichkeit, dass das Geld 
für Mili tarisierung und Menschenrechtsver-
letzungen eingesetzt werde. Eine wirkliche 
Abwägung habe im Parlament aber keine 
Rolle gespielt; Schlatter spricht von einer 
 «Nulldiskussion».

Dass die linken Parteien dem BMVI ohne 
grossen Widerstand zustimmen, findet Anni-
ka Lutzke bedenklich, aber nicht überraschend. 
Lutzke ist Sprecherin der Gruppe «Bewegungs-
freiheit für alle». Diese kritisiert die Beteili-
gung der Schweiz an einem Fonds, der «Gewalt, 
Elend und Tod» an den Aussengrenzen fördere. 
Insbesondere weil es kaum möglich sei, die Bei-
träge auszusetzen oder mitzubestimmen, wie 
die Gelder verwendet würden. «Sagt das Par-
lament Ja, antworten wir mit Nein», schreibt 
das Bündnis und führt die Möglichkeit eines 
Referendums ins Feld. Grünen-Politikerin 

Schlatter kann die Bedenken verstehen, blickt 
aber mit Skepsis auf die Referendumsidee. Zu 
gross sei die Gefahr, dass man der SVP die 
Deutungs hoheit überlasse. «Wir müssen uns 
gemeinsam für eine menschlichere Asylpolitik 
einsetzen, aber das Referendum scheint mir in 
diesem Fall der falsche Weg.»

Kommt das Referendum?
Das sieht ein Teil der Bewegungslinken anders. 
Um Interessengruppen zu mobilisieren, läuft 
auf einer eigens dafür eingerichteten Website 
(bewegungsfreiheit.ch) derzeit eine Vorabklä-
rung: Interessierte geben an, wie viele Unter-
schriften sie beisteuern können. Das Referen-
dum wird lanciert, wenn es genügend Zusagen 
gibt – am 15. März fällt die Entscheidung. Sie 
hätten bereits Zusagen für 15 000 Unterschrif-
ten, sagt Lutzke. «Was es braucht, ist die Bereit-
schaft von vielen Menschen, sich gegen dieses 
gewaltvolle Regime zu organisieren. Das Refe-
rendum könnte ein erster Schritt sein.»

Mit der Unterstützung der grossen lin-
ken Parteien rechnet Lutzke nicht – sehr wohl 
aber mit jener von deren Mitgliedern. «Unsere 
Hoffnung ist, dass sich Individuen gegen die 
Interessen und vor allem gegen das Schwei-
gen ihrer Partei wehren  – zusammen mit 
uns.» Das Ziel des Referendums ist demnach 
auch, Strukturen zu stärken, die sich dem 
Migrations regime im Alltag entgegenstellen. 
«Wir wollen mit dem Referendum Menschen 
längerfristig organisieren und über Informa-
tions- und Wissensaufbau Solidarität stär-
ken», sagt Lutzke. Eine erste Zwischenstation 
gibt es dafür bereits: Am 30.  März ruft die 
Gruppe zu einer Demonstration in Bern auf, 
um ihr Anliegen auf die Strasse zu tragen.

teur:in nen damit ist, wird sich zeigen, wenn es 
um die Finanzierung geht.

Am Montag kam es im Zürcher Kantonsparla-
ment zum Eklat: Als der SVP-Fraktionschef 
den Antisemitismus in der Schweiz in der 
«anti kapitalistischen Linken» und den «oft-
mals muslimisch geprägten Migranten-
milieus» verortete, verliess die Ratslinke den 
Saal. Was offenbart die Szene über den Stand 
der Antisemitismusdebatte in der Schweiz?

Ich sehe darin ein Muster, das schon seit 
den dreissiger Jahren auftaucht: Der Antisemit 
ist immer der andere. Damals hiess es, Anti-
semitismus gebe es nicht bei uns – zumindest 
nicht, solange noch nicht zu viele Juden in der 
Schweiz seien. Wenn die SVP nun auf Linke 
und Mus lim:in nen zeigt, dann auch, um vom 
Antisemitismus in den eigenen Reihen abzu-
lenken. Erwiesenermassen hat die Partei we-
nig Berührungsängste gegenüber rechtsextre-
men, antisemitischen Milieus.

Und mit Blick auf die Linke?
Wir wissen, dass der Antisemitismus auch 

in Teilen der Linken eine lange Tradition hat. 
Zwar hat diesbezüglich mittlerweile vieler-
orts ein Lernprozess stattgefunden. Was ich 
allerdings noch immer wahrnehme, ist das 
weitverbreitete Selbstverständnis, wonach 
Antisemitismus in den eigenen Reihen gar 
kein Thema sein kann – weil man ja links ist. 
Zudem empfinde ich die Reaktionen auf an-
tisemitische Vorfälle oft als irritierend: Diese 
werden von links zwar entschieden verurteilt, 
aber oft reflexartig in einen grösseren Kontext 
mit anderen Diskriminierungsformen gesetzt 
und damit ein Stück weit relativiert. Als wäre 
Antisemitismus kein eigenständiges Problem, 
das als solches zu bekämpfen ist.

Es stimmt sicher, dass rechte Akteure an-
tisemitische Vorfälle für ihre eigenen Zwecke 
instrumentalisieren. Teilweise wirkt es aber 
so, als wollten die Linken nun vor allem über 
diese Instrumentalisierung reden – und nicht 
über den Antisemitismus selbst.

WAS IST ANTISEMITISMUS?

Ein neues Sachbuch klärt auf    Seite 25
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